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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.04.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Epidemien

Am 16. April 2020 informierte der Bundesrat Uber die geplante Lockerungsstrategie
der Massnahmen zum Coronavirus, die in drei Schritten erfolgen sollte. In den
Mittelpunkt stellte der dabei die Gesundheit der Schweizer Bevdlkerung, daneben
beabsichtigte er aber auch, die wirtschaftlichen Schaden in Grenzen zu halten und die
Einschrankung der Grundrechte zu reduzieren. In einer ersten Etappe sollten ab dem
27. April Coiffeursalons, Kosmetikstudios, Bauméarkte, Blumenladen und Gértnereien
ihre Tiren wieder 6ffnen dlrfen. In diesen Einrichtungen sei die Umsetzung von
Schutzkonzepten einfach moglich, sie wiesen wenige direkte Kontakte auf und I6sten
keine grossen Personenstrome aus, erklarte der Bundesrat die Auswahl. Ab dem
gleichen Datum sollten in Krankenhdusern zudem wieder uneingeschrankt Eingriffe
durchgefihrt werden kénnen.

Als zweite Etappe sah die Regierung fur den 11. Mai die Wiedererdffnung der
obligatorischen Schulen, Einkaufsladen und Markte vor. Vor dem Entscheid Uber diesen
zweiten Lockerungsschritt wollte sie jedoch die Entwicklung der Fallzahlen abwarten
und diesen folglich erst am 29. April fallen. Schliesslich war als dritte Etappe neben der
Offnung von Museen, Zoos und Bibliotheken sowie der Lockerung des
Versammlungsverbots fur den 8. Juni auch die Wiederaufnahme des Prasenzunterrichts
an Mittel-, Berufs- und Hochschulen geplant. Einzelheiten dazu beabsichtigte der
Bundesrat am 27. Mai festzulegen.

An demselben Tag, an dem der Bundesrat diese ersten Lockerungsschritte ankiindigte,
verabschiedete er eine am 20. April 2020 in Kraft tretende Verordnung, die eine
Uibergangsweise Befreiung von der Anzeigepflicht bei Uberschuldung, die in der Regel
zur sofortigen Insolvenz flihren wirde, und eine zeitlich befristete Covid-19-Stundung
beinhaltete. Letztere sollten insbesondere KMU unblrokratisch beantragen kénnen. Er
gab zudem bekannt, dass Selbstéandigeerwerbende rickwirkend ab dem 17. Mérz 2020
Anspruch auf EO erhalten sollen. Mit diesem Entscheid sollte die Problematik
angegangen werden, dass rund 270'000 Personen, darunter zum Beispiel viele
Taxifahrerinnen und Taxifahrer oder Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten, keine
Covid-19-Kredite oder Kurzarbeitsgelder hatten beantragen kénnen, da der Bundesrat
ihre Unternehmen nicht geschlossen hatte, sie aber dennoch bis zu 90 Prozent ihres
Einkommens aufgrund der Pandemie eingeblsst hatten. Um die durch die Corona-
Pandemie entstandenen Finanzlécher zu stopfen, gingen zahlreiche verschiedene
Vorschlage ein: von einer Halbierung der Mehrwertsteuer, wodurch der Konsum
angekurbelt werden sollte (Postulat Mdller; fdp, LU; Po. 20.3214), Uber ein funfjahriges
Ausgaben- und Aufgabenmoratorium (SVP-Fraktion; Mo. 20.3567) und der Reduktion
der Ausgaben fir die EU, den Asylbereich und auslédndische Personen (Motion Quadri;
lega, Tl; Mo. 20.3272) hin zu einer Solidaritatssteuer, z.B. Uber eine Erhdéhung der
Kapitalgewinnsteuer (Motion de la Reussille, pda, NE, Mo. 20.3174; Motion der SP-
Fraktion, Mo. 20.3203; Motion Prezioso, egsols, GE, Mo. 20.3335; Motion Rytz, gp, BE,
Mo. 20.3362).

Anspruch auf Entschadigung ihres vollen Erwerbs sagte der Bundesrat am 22. April
denjenigen Angehorigen der Armee zu, die zwischen dem 6. Méarz 2020 und dem 30.
Juni 2020 zur Bewéltigung der Coronakrise im Einsatz standen und die Dauer ihres
Ausbildungsdienstes Uberschritten hatten. Fiur Angehdrige des Zivilschutzes sollte eine
vergleichbare Regel gelten.

Eine Woche darauf kindigte die Regierung an, dass einige Lockerungen schneller
vorgenommen werden kénnten als urspringlich geplant, da die Ausbreitung von Covid-
19 aufgrund der vorbildlichen Umsetzung der ergriffenen Massnahmen durch die
Bevolkerung hatte abgeschwécht werden kénnen. Daher sollten unter anderem auch
Restaurants, Museen und Bibliotheken bereits ab dem 11. Mai wieder ihre Pforten
o6ffnen dirfen und auch Primar- und Sekundarschulen ihren Unterricht vor Ort wieder
aufnehmen kénnen, wobei die diesbezlgliche Entscheidung tber die Durchflihrung bei
den Kantonen lag. Diese sollten auch entscheiden, ob an den Gymnasien schriftliche
Abschlussprufungen durchgefuhrt werden oder nicht. Im Vorfeld hatte die EDK bereits
bekanntgegeben, dass sie die Absage mundlicher Prifungen empfehle. Anders sah die
Situation flr die Berufsschulen aus, wo bereits zuvor landesweit einheitlich
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entschieden worden war, auf schriftliche Lehrabschlussprifungen zu verzichten. Auch
Trainings im Breiten- und Spitzensport sollten ab dem 11. Mai wieder erlaubt sein.

Um die Auswirkungen der Lockerungen auf die Epidemieentwicklung genau beobachten
zu koénnen, plante der Bundesrat ein entsprechendes Monitoring. Die einzelnen
Lockerungsetappen sollten mit Schutzkonzepten einhergehen, zudem mdissten alle
Institutionen Uber ein auf den Vorgaben des BAG, des SECO oder auf einem
Branchenkonzept basierendes Schutzkonzept verflgen. Des Weiteren beschloss die
Regierung, auch die Einreisebeschrankungen zu entscharfen; Grossveranstaltungen mit
Uber 1'000 Personen blieben jedoch bis Ende August 2020 weiterhin verboten. Die
Kantone wurden zudem aufgefordert, ab dem 11. Mai die flachendeckende
Ruckverfolgung von Neuinfektionen fortzuflihren. Ein ahnliches Ziel verfolgte die
SwissCovidApp, eine digitale Applikation mit Bluetooth-Funktechnik, mit der die
Benutzerinnen und Benutzer informiert wirden, wenn sie sich in der Nahe einer mit
Covid-19 infizierten Person befunden haben (Proximity Tracing). Diese gehe Mitte Mai in
die Testphase, zudem solle in Kirze auch die gesetzliche Grundlage fir ihren
ordentlichen Betrieb geschaffen werden, erklarte der Bundesrat. Die eidgendssischen
Abstimmungen vom 19. Mai, welche der Bundesrat im Marz abgesagt hatte, sollten am
27. September 2020 nachgeholt werden. Ferner kiindigte er Liquiditatshilfen in der
Héhe von maximal CHF 1.9 Mrd. an, um den beiden Fluggesellschaften Swiss und
Edelweiss unter die Arme zu greifen.

Mit den ersten Lockerungen einhergehend anderte die BAG-Kampagne «So schitzen
wir uns» am 30. April ihre Grundfarbe auf Pink. Dennoch wurde betont, dass trotz
einiger Zugestandnisse nach wie vor die gleichen Regeln galten - unter anderem
Abstandhalten, Handewaschen und das Niesen in den Ellbogen. Das BAG legte der
Bevolkerung ausserdem nahe, eine Maske zu tragen, sollten die Abstandsregeln nicht
eingehalten werden kénnen.

Was die vorlaufig auf Eis gelegte Fussballsaison anbelangt, so entschloss der
Zentralvorstand des SFV Ende April, dass abgesehen von der Super League, der
Challenge League und dem Schweizer Cup der Manner der Spielbetrieb endglltig nicht
fortgesetzt werden sollte. Ob und in welcher Form die Saison der beiden héchsten
Ligen fortgefuhrt werden konne, wollte die Swiss Football League nach Anhérung der
tangierten Clubs entscheiden.

Nachdem die Frihjahrssession 2020 vor der dritten Woche abgebrochen werden
musste, tagten National- und Stédnderat vom 4. bis 6. Mai im Rahmen einer
ausserordentlichen Session, an welcher in erster Linie Geschafte im Zusammenhang mit
Covid-19 behandelt wurden. Im Zentrum standen dabei die dringlichen Ausgaben zur
Bekampfung der Folgen der Pandemie, etwa fur die Corona-Kredite, welche
nachtraglich von der Bundesversammlung abgesegnet werden mussten. Dartber hinaus
beschéaftigen sich die Rate aber auch ausfihrlich mit den Corona-Krediten flr die
Unternehmen, mit den Massnahmen fur die Medien oder mit den Frage nach dem Erlass
der Geschéftsmieten.

Da sich Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der gegebenen Umstande bei der
Suche nach einer Lehrstelle oder einer Stelle im Anschluss an ihre Ausbildung vor
Herausforderungen gestellt sahen, kam es am 7. Mai 2020 zur Grundung einer aus
Vertreterinnen und Vertretern der Kantone, der Sozialpartner und des Bundes
bestehenden Task Force, welche die Berufsbildung starken sollte. Tags darauf gab der
Bundesrat bekannt, Institutionen der familienergdnzenden Betreuung, die wegen der
Pandemie Ertragsausfalle erlitten, mit CHF 65 Mio. unterstitzen zu wollen. Wie diese
Unterstlitzung genau erfolgen sollte, plante die Landesregierung bis zum 20. Mai in
einer entsprechenden Verordnung festzuhalten.

Am 13. Mai liess das EJPD verlauten, dass die Grenzen zu Deutschland, Osterreich und
Frankreich bis zum 15. Juni 2020 vollstandig gedffnet werden sollen, wenn dies mit der
epidemiologischen Situation vereinbar sei. Die drei Nachbarlander wirden sich zurzeit
ebenfalls in der Transitionsphase befinden und verflgten Uber eine &hnliche
epidemiologische Lage wie die Schweiz. Bis dahin sollten fir binationale Paare, die
nicht verheiratet sind, sowie fur «allféllige weitere Personenkategorien» Losungen
entwickelt werden. Gleichentags verklindete das VBS die Unterstutzung des Schweizer
Sports mit Darlehen in einer Hoéhe vom CHF 500 Mio.

Auch an der sonst schon einem starken Wandel unterworfenen Medienlandschaft zog
die Coronakrise nicht unbemerkt vorbei. Zeitung, Radio und Fernsehen hatten unter
anderem einen starken Rickgang an Werbeeinnahmen zu beklagen. Angesichts der

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.09.2020
SARAH KUHN

zentralen Rolle, die den Medien in einer Demokratie zukomme, stellte der Bundesrat am
20. Mai die Covid-19-Verordnung elektronische Medien vor, in der Radio- und
Fernsehveranstaltern finanzielle Soforthilfen in der Hohe von CHF 40 Mio. in Aussicht
gestellt wurden. Zeitgleich erliess die Landesregierung eine Notverordnung zur
Unterstltzung der Printmedien, die finanzielle Sofortmassnahmen im Rahmen von CHF
17.5 Mio. beinhaltete. Weiter beantragte der Bundesrat am 20. Mai CHF 14.9 Mrd. in
Form von elf Nachtragskrediten, um die Auswirkungen des Coronavirus auf die
Wirtschaft weiter abzudampfen. Der Léwenanteil von CHF 14.2 Mrd. ging dabei an die
ALV.

Eine Woche spater - am 27. Mai 2020 - teilte der Bundesrat an seiner Pressekonferenz
den bis anhin grossten Lockerungsschritt mit. So sollte das spontane
Zusammenkommen von bis zu 30 Personen ab dem 30. Mai 2020 wieder erlaubt sein.
Ab dem 6. Juni sollten auch wieder 6ffentliche Veranstaltungen wie etwa Messen,
Theatervorstellungen, Familienanlasse oder politische Kundgebungen mit bis zu 300
Personen stattfinden durfen. Fur denselben Tag wurde zudem die Wiedererdffnung von
Bergbahnen, Campingplétzen und anderen Angeboten im Tourismusbereich wie auch
fur Casinos, Freizeitparks, Zoos, botanische Garten, Wellnessanlagen und
Erotikbetriebe angesetzt. In Restaurants sollte ab dem 6. Juni ausserdem die
Gruppengrosse von maximal vier Personen aufgehoben werden, jedoch mdissen ab
einer Gruppengrésse von vier Personen die Kontaktdaten angeben werden. In Mittel-,
Berufs- und Hochschulen sollte ab dem 6. Juni ebenfalls wieder vor Ort unterrichtet
werden durfen, wobei die Kantone Uber die Umsetzung entscheiden sollten. Der
Bundesrat legte der Bevdlkerung nahe, weiterhin von zuhause aus zu arbeiten, die
Unternehmen dirften jedoch grundsatzlich selbst Uber die Rlckkehr an den
Arbeitsplatz bestimmen. Weiter sollten ab dem 8. Juni die Bearbeitung der Gesuche
von Erwerbstéatigen aus dem EU/EFTA-Raum wieder aufgenommen werden und die
Anstellung hochqualifizierter Arbeitnehmerinnen und -nehmer durch Schweizer Firmen
wieder moglich sein. Zudem sei fir den 6. Juni die vollstdndige Wiederherstellung der
Personenfreizlgigkeit und Reisefreiheit im Schengen-Raum geplant, gab der Bundesrat
bekannt.

Am 156. Juni wurden schliesslich die Grenzen zu allen Staaten des EU-EFTA-Raums
wieder vollstandig gedffnet und auch der Einkaufstourismus, der zuvor verboten
worden war, wieder zugelassen. Vier Tage darauf beschloss der Bundesrat, die
ausserordentliche Lage zu beenden und stattdessen zur besonderen Lage gemass
Epidemiengesetz zurtickzukehren, woflr er die Covid-19-Verordnung 3 verabschiedete.
Das Demonstrationsverbot, das zuvor fur ausfuhrliche Diskussionen um die Frage der
Grundrechte gesorgt hatte, fiel am 20. Juni und ab dem 22. Juni wurden weitere bis
anhin herrschende Massnahmen aufgehoben: Unter anderem konnten wieder
Veranstaltungen mit bis zu 1000 Personen stattfinden, der Mindestabstand zwischen
zwei Personen wurde von zwei Metern auf 1.5 Meter reduziert und die flir Restaurants
und Diskotheken geltende Sperrstunde um Mitternacht sowie die Home-Office-
Empfehlung wurden aufgehoben. Somit waren zu diesem Zeitpunkt zwar noch immer
verschiedene  Unterstitzungsmassnahmen far die  Wirtschaft am  Laufen,
Einschréankungen bestanden jedoch fast keine mehr. !

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Standerat in der Herbstsession 2020 mit
den Beratungen zur Kulturbotschaft 2021-2024. Grundlegend unterstitze die WBK-SR
die Stossrichtung, die der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Sie sei eine konsequente
Weiterfihrung der strategischen Schwerpunkte der letzten Kulturbotschaft 2016-2020,
erdffnete Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) die Eintretensdebatte. So
schatze die Kommissionsmehrheit etwa insbesondere die Férderung des in der letzten
Kulturbotschaft eingefuhrten Programms «Jugend und Musik». Kulturminister Alain
Berset betonte, dass der Bundesrat in Anbetracht der Covid-19-bedingten Probleme im
Kulturbereich auf Kontinuitat setzen und auf den Grundsdtzen der letzten
Kulturbotschaft aufbauen mochte - namentlich bei der Stérkung der kulturellen
Teilhabe, dem sozialen Zusammenhalt und der Unterstltzung des kreativen Schaffens
und der Innovation. Fir die Diskussionen sei es aber zentral, dass die Corona-
Notfallhilfen die zuktnftige Forderung der Kultur nicht beeinflussten.
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Umstritten waren, wie bereits im Nationalrat, einzig die Anderungen im Filmgesetz,
weshalb die WBK-SR in Absprache mit ihrer Schwesterkommission und dem Bulro-SR
entschieden hatte, den «heissen Streifen» (Michel) ausserhalb der Kulturbotschaft zu
behandeln. Auch der Bundesrat sprach sich fur die Herauslésung der Revision des
Filmgesetzes aus, da die Vorlage bereits in der Vernehmlassung umstritten gewesen sei.
Entsprechend trat der Standerat seiner Kommission folgend ohne Gegenantrag auf alle
vom Bundesrat vorgeschlagenen acht Finanzierungsbeschlisse - welche sich insgesamt
auf Kosten von CHF 934.5 Mio. beliefen - und auf vier der finf Gesetzesédnderungen
ein.

In der Detailberatung zeigte sich die grundlegende Zustimmung zum Entwurf. So folgte
der Stédnderat mehrheitlich den Vorschlagen des Bundesrates oder den Beschlissen
des Nationalrates, welcher hauptsachlich Anderungen an der Hoéhe der
Finanzierungsbeschlisse vorgenommen hatte. Insgesamt schuf der Standerat nur zwei
Differenzen zum Nationalrat.

Eine erste Differenz schuf der Stéanderat bei der Hohe der Finanzhilfen des BAK. Der
Bundesrat hatte hierfir Gelder in der Hohe von CHF 145.1 Mio. vorgesehen, der
Nationalrat hatte diesen Betrag jedoch zugunsten von «Memoriav» um CHF 1.2 Mio.
erhoht. Eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) wollte den Betrag fuir Memoriav
aufgrund von dessen zentraler Rolle im audiovisuellen und akustischen Bereich gemass
Nationalrat erhéhen.

Dieselbe Minderheit forderte eine Erhdhung der Finanzhilfen fir die «Fotostiftung der
Schweiz» um CHF 800'000. So habe etwa die EDK darauf hingewiesen, wie wichtig
Erinnerungspolitik sei, welche die schweizerische Fotostiftung durch regelmassige
Ausstellungen zu wichtigen Fotobestanden des Bundes fordere.

Gemass Kommissionssprecher Michel wollte eine knappe Mehrheit der WBK-SR in
beiden Punkten der Fassung des Bundesrates folgen. Zum einen erachtete die Mehrheit
eine Erhéhung der Mittel zugunsten von Memoriav nicht als nétig, da die SRG neu selbst
far die Archivierung ihres Materials verantwortlich sei, wodurch der Bundesauftrag
kleiner geworden sei fur die Organisation. Zum anderen sehe die Mehrheit ein, dass bei
der Schweizer Fotostiftung zwar Finanzbedarf bestehe, aber die bei Memoriav frei
gewordenen finanzielle Mittel konnten die Kosten der Schweizer Fotostiftung
zumindest grosstenteils auffangen, wie Michel argumentierte. Berset flugte hinzu, dass
in der Fassung des Bundesrates bereits eine Erhdhung der Mittel um CHF 800'000 fur
die Schweizer Fotostiftung enthalten seien. In der Folge hiess der Standerat nur die
Erhéhung des Betrags fiir die schweizerische Fotostiftung mit 35 zu 4 Stimmen (bei 1
Enthaltung) gut.

Im Bereich Sprache und Verstindigung befasste sich der Stédnderat mit zwei
Minderheitsantragen flur eine Erhdhung des Budgets und schuf eine weitere Differenz
zum Nationalrat. Die Mehrheit der WBK-SR wollte hier der bundesratlichen Version
folgen, welche einen Zahlungsrahmen von CHF 68.8 Mio. vorgesehen hatte. Eine
Minderheit | Carobbio Guscetti (sp, TI) verlangte, dem Nationalrat zu folgen, der fur die
Foérderung der ratoromanischen Sprache zuséatzlich CHF 1.2 Mio. zugesagt hatte. Diese
Vorlage sei ein «Kernelement der Kulturbotschaft», da es hier um die Stérkung des
nationalen Zusammenhalts durch die Foérderung der Mehrsprachigkeit gehe,
begrindete die Minderheitensprecherin ihren Antrag. Es sei wichtig, dass auch der
grosse Teil der ratoromanisch sprechenden Menschen, die ausserhalb des Kantons
Graublinden lebten, geférdert wirden, woflr es mehr Mittel als die CHF 0.4 Mio.,
welche der Bundesrat vorgesehen hatte, brauche.

Eine Minderheit Il Gapany (fdp, FR) verlangte zusétzliche Mittel in der Hohe von CHF 10
Mio. fur die Forderung der Strategie «Austausch und Mobilitat». Ziel dieses Programms
sei es, Sprachaufenthalte von Schuilerinnen und Schilern sowie von Lernenden und
Lehrpersonen in der Schweiz zu férdern. Dieses Programm werde aber bisher nur von
drei Prozent der Jugendlichen genutzt, dies obwohl die Schulzeit der ideale Zeitpunkt
fUr einen solchen Austausch und das Erlernen einer Sprache sei. Zudem sei er enorm
wichtig fur den Erhalt der Sprachenvielfalt und fur die Férderung des Zusammenhalts
zwischen den Schweizer Sprachregionen, welche ein wichtiger Pfeiler der Schweizer
Identitét sei, argumentierte Gapany. Bundesrat Alain Berset machte das Problem aber
nicht bei den Finanzen, sondern bei den fehlenden organisatorischen Strukturen aus,
welche zuerst aufgebaut werden missten. Im Stédnderat obsiegte schliesslich die
Minderheit Il Gapany mit 26 zu 17 Stimmen gegen die Minderheit | Carobbio Guscetti.
Letztere hatte sich zuvor mit 37 zu 4 Stimmen (2 Enthaltung) klar gegen die
Kommissionsmehrheit durchgesetzt.

Neben den Minderheitsantréagen fir eine Erhdhung der Mittel stellte Jakob Stark (svp,
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TG) funf Minderheitsantrage auf Kirzungen des vom Bundesrat vorgeschlagenen
Budgets. Konkret wollte Stark die geplante reale Erhdhung der Mittel - CHF 34.7 Mio. -
Uber funf Bereiche hinweg klrzen. Es kénne nicht sein, dass gleichzeitig ein «Covid-19-
Notgesetz» verabschiedet und das Kulturbudget erhéht wirde. Er sei nicht gegen die
Covid-19-Unterstitzung im Kulturbereich und unterstitze die Richtung der
Kulturbotschaft, jedoch erfordere die Covid-19-Pandemie auf allen Seiten Opfer,
sodass momentan lediglich die reine Sicherung des Status quo moglich sei. Gemass
Kommissionssprecher Michel erachte die Mehrheit der WBK-SR das vom Bundesrat
vorgesehene Wachstum von 2.6 Prozent (einschliesslich Teuerung) im Kulturbereich
hingegen als angemessen. Auch so werde der Grossteil der Kulturfinanzierung weiterhin
von den Kantonen, Gemeinden und Privaten geleistet, zudem setze die Kultur
weitgehend auf freiwilliges Engagement. Weiter sei es nicht angebracht, praventiv
Kdrzungen aufgrund potenzieller pandemiebedingter Mehrkosten vorzunehmen - die
Kulturbotschaft sei ein ordentliches Geschaft und dirfe nicht mit der
ausserordentlichen Lage der Pandemie vermischt werden. Der Standerat lehnte in der
Folge sédmtliche Antrage von Jakob Stark ab.

In den Gesamtabstimmungen hiess die kleine Kammer alle Ausgaben und
Gesetzesentwurfe einstimmig oder mit vereinzelten Gegenstimmen und Enthaltungen
gut, womit 10 der 12 Vorlagen bereinigt werden konnten. Die beiden anderen Vorlagen
gingen mit den beschlossenen Differenzen zuriick an den Nationalrat. 2

Noch in der Herbstsession 2020 bereinigte das Parlament die verbliebenen zwei
Differenzen der Kulturbotschaft 2021-2024.

Bei der ersten Differenz handelte es sich um die Frage, wie hoch die Finanzhilfen des
BAK ausfallen sollten. Der Nationalrat wollte das bundesratliche Budget um CHF 1.2 Mio.
flr «Memoriav» aufstocken, der Stadnderat stattdessen um CHF 800'000 fur die
schweizerische Fotostiftung. Eine Mehrheit der WBK-NR wollte an der nationalratlichen
Version festhalten, da sie die Férderung von «Memoriav» als dringend notwendig
erachtete, wéhrend eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) in Anbetracht der tieferen
Aufgabenlast von Memoriav, weil der SRG neu die Archivierung selbst durchfihrt, auf
eine Aufstockung verzichten wollte. Die dadurch freiwerdenden Mittel konnten bei der
Schweizer Fotostiftung eingesetzt werden, wie Gutjahr argumentierte. Mit 99 zu 96
Stimmen  (bei 3  Enthaltungen) folgte der Nationalrat knapp seiner
Kommissionsmehrheit. Ebenfalls erfolglos (mit 114 zu 81 Stimmen bei 3 Enthaltungen)
blieb eine Minderheit Fivaz (gp, NE), welche auch die vom Sténderat beschlossene
Aufstockung fur die Fotostiftung vornehmen wollte.

Der Standerat folgte daraufhin stillschweigend der Version des Nationalrates, womit die
erste Differenz beseitigt werden konnte. Es liege in der Entscheidungsmacht des
Bundesrates, welcher Organisation welche Betrdge zugesprochen wirden, hatte
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zuvor erldutert.

Beim Bundesbeschluss Uber den Zahlungsrahmen fur den Bereich «Sprache und
Verstandigung» sprach sich die WBK-NR erneut fur die nationalratliche Aufstockung
zur Forderung der ratoromanischen Sprache und gegen die standeréatliche Aufstockung
fur die Strategie «Austausch und Mobilitat» aus, wéhrend eine Minderheit Locher
Benguerel (sp, GR) die zusatzlichen Mittel fir Sprachaufenthalte sprechen wollte - auch
in Anbetracht einer angenommenen Motion der WBK-NR (Mo. 20.3918). Der Nationalrat
folgte seiner Kommissionsmehrheit, woraufhin der Standerat auch diesem Entscheid
beipflichtete. Mit 23 zu 21 Stimmen sprach er sich in Ubereinstimmung mit der
Kommissionsmehrheit gegen einen Kompromissvorschlag von Johanna Gapany (fdp, FR)
fur eine um die Halfte reduzierte Aufstockung um CHF 5 Mio. aus.

Da damit alle Differenzen bereinigt waren, war die Vorlage noch in derselben Session
fir die Schlussabstimmungen bereit. Abgestimmt werden musste derweil nur noch
Uber die vier Bundesgesetzesdnderungen, da die bereits genehmigten Finanzbeschllsse
nicht dem Referendum unterlagen und somit keine Schlussabstimmungen nétig waren.
Beide Kammern nahmen in der Folge alle vier Gesetzesanderungen deutlich mit
einzelnen Gegenstimmen und Enthaltungen, oder gar einstimmig an. Alle Stimmen
gegen die Vorlagen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Als einziges Geschaft
der Kulturbotschaft 2021-2024 war somit die Revision des Filmgesetzes noch offen, mit
welcher sich der Standerat in der Sommersession 2021 als Zweitrat befasste. *
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MOTION
DATUM: 08.03.2021
MELIKE GOKCE

In der Frihjahrssession 2021 wurde eine im Sommer 2020 eingereichte Motion
Sommaruga (sp, GE), die vom Bundesrat unterstitzende Massnahmen fiir Schweizer
Museen bei der Riickgabe und Riickfiihrung von Kulturgiitern mit kolonialzeitlichem
Hintergrund forderte, zuriickgezogen. Der Motionér fihrte an, dass, auch wenn die
Schweiz keine Kolonialmacht per se war, sie stark von der westlichen Dominanz der
Kolonialzeit profitiert habe, weshalb entsprechende Massnahmen zur technischen,
finanziellen und logistischen Unterstitzung seitens des Bundes zur Ruckflhrung
angebracht seien.

Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme vom August 2020 mit Verweis auf seine
Stellungnahmen zur Motion Wermuth (sp, AG; Mo. 18.4236) sowie die Anfrage (18.1092)
und Interpellation (18.4067) Sommaruga den Vorstoss zur Ablehnung beantragt. Im
Weiteren hatte er darauf verwiesen, dass der Bund bereits seit 2016 im Rahmen der
Provenienzforschung &ffentliche und private Museen unterstitze und diese angehalten
seien, ihre Forschungsresultate mit dem Internetportal der Anlaufstelle Raubkunst des
BAK zu verlinken. Auch stehe der Bund bereits heute bei Kulturguterstreitigkeiten als
intermediérer Partner zur Verfligung und mit dem Kulturgltertransfergesetz bestehe
auch schon eine allgemeine Rechtsgrundlage flr entsprechende Belange.

In der Herbstsession 2020 hatte der Stédnderat die Motion gemass einem
Ordnungsantrag Gapany (fdp, FR) an die WBK-SR zur Vorberatung lberwiesen. Diese
hatte in ihrem Bericht vom Februar 2021 mit 4 zu 4 Stimmen und Stichentscheid von
Vizeprasident Thomas Hefti (fdp, GL) den Vorstoss zur Ablehnung beantragt. Die
Kommissionsmehrheit anerkenne die Bedeutung der Provenienzforschung, sehe aber

keinen unmittelbaren gesetzgeberischen Handlungsbedarf, da die
Unterstitzungsleistungen in diesem Bereich bereits sehr gut von der Anlaufstelle
Raubkunst wahrgenommen wirden, war argumentiert worden. Die

Kommissionsminderheit war hingegen der Ansicht, dass die laufenden Arbeiten in
diesem Bereich sowie die Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure und die Rolle
der Schweiz auf internationaler Ebene durch diesen Vorstoss gestarkt werden kénnten.
Im Marz 2021 fuhrte Kulturminister Berset im Rahmen der Standeratsdebatte an, dass
man sich aufgrund der grossen Relevanz des Themas vorstellen kénne, nach Moglichkeit
bis Ende Jahr einen Bericht vorzulegen, der aufzeige ob und in welchem Umfang die
bestehenden Massnahmen funktionierten und ob es doch noch allfélligen
Anpassungsbedarf gebe. Die Aussicht auf diesen Bericht bewegte schliesslich den
Motionar zum Rickzug seines Vorstosses. *

1) BaZ Online, 30.4.20; Coronavirus und Justiz; Erlauternder Bericht zur Anderung der Verordnung tber die Entschadigung
von Angehérigen der Armee im Assistenzdiensteinsatz zur Bewaltigung der Coronapandemie (COVID-19-Verordnung
Entschadigung Angehorige der Armee) vom 22.4.20; Medienmitteilung BAG vom 30.4.20; Medienmitteilung BR vom 16.4.20;
Medienmitteilung BR vom 19.6.20; Medienmitteilung BR vom 22.4.20; Medienmitteilung BR vom 27.5.20; Medienmitteilung
BR vom 29.4.20; Medienmitteilung BR vom 8.5.20; Medienmitteilung BR, UVEK, BAKOM vom 20.5.20; Medienmitteilung EJPD
vom 13.5.20; Medienmitteilung SBFI vom 29.4.20; Medienmitteilung SBFI vom 7.5.20; Nachtrag Il zum Voranschlag 2020; SRF
Online, 13.5.20; SRF Online, 14.6.20; SRF Online, 27.5.20; Verordnung 3 liber Massnahmen zur Bekdmpfung des Coronavirus
(Covid-19) (Covid-19-Verordnung 3) vom 19. Juni 2020; Verordnung tiber Massnahmen in der Justiz und im Verfahrensrecht
im Zusammenhang mit dem Coronavirus (COVID-19-Verordnung Justiz und Verfahrensrecht) vom 16. April 2020 (Stand am
20. April 2020); TA, 9.4.20; LT, 14.4.20; AZ, LT, NZZ,17.4.20; AZ, 18.4.20; AZ, Blick, LT, NZZ, 30.4.20; SGT, 2.5.20; SoZ, 3.5.20;
AZ, Blick, CdT, NZZ, TA, 5.5.20; NZZ, 15.5.20; TA, 27.5.20; AZ, Blick, LT, TA, 28.5.20; NZZ, 8.6.20

2) AB SR, 2020, S. 854 ff.

3) AB NR, 2020, S. 1767 ff.; AB NR, 2020, S. 1960; AB SR, 2020, S. 1022 ff.; AB SR, 2020, S. 1074

4) AB SR, 2020, S. 948 f.; Anf. 18.1092; Antrag Gapany; Bericht WBK-SR vom 23.2.21; Ip. 18.4067
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